
 
 
 
 
 
Verfahren der Anerkennung von geplanten Maßnahmen nach SächsÖKoVO zur Auf-
nahme in das Kompensationsflächenkataster des Landkreises Nordsachsen 
 
 

 

S
e
ite

 1
 

 

Jeder Flächeneigentümer hat die Möglichkeit, auf seinen Grundstücken freiwillig und ohne 
rechtliche Verpflichtungen Maßnahmen zur Aufwertung von Natur und Landschaft durchzu-
führen. Werden vor Durchführung die fachliche und rechtliche Eignung der Grundstücke 
und der konkret vorgesehenen Maßnahmen durch die untere Naturschutzbehörde bestätigt, 
hat der Eigentümer einen Anspruch auf Buchung der bewerteten Ökopunkte und Aufnahme 
der Maßnahme (Vorleistung) in das Ökokonto (Bevorratung von Kompensationsmaßnah-
men). Die ist Voraussetzung damit die Maßnahme später als Kompensationsmaßnahme an-
erkannt werden kann. 

Rechtsgrundlage ist die Verordnung des SMUL über das Ökokonto und das Kompensations-
flächenkataster (Sächsische Ökokonto-Verordnung – SächsÖKoVO) vom 2. Juli 2008. 

Das Prüfverfahren zur Bevorratung von Kompensationsmaßnahmen beinhaltet mehrere Ver-
fahrensschritte, die im Folgenden erläutert werden. 

 

Schritt 1 – Eignungsprüfung (§ 1 SächsÖKoVO) 

Gemäß § 1 SächsÖKoVO sind „Flächen und Maßnahmen […] für das Ökokonto geeignet, 
wenn auf ihnen und durch sie die auf Wasser, Boden, Klima, Arten oder Biotope bezogenen 
Funktionen des Naturhaushaltes oder die Vielfalt, Eigenart oder Schönheit des Land-
schaftsbildes erheblich oder nachhaltig aufgewertet werden können. 

- Formloser Antrag des Trägers der geplanten Maßnahme auf Prüfung zur Eignung der 
Fläche(n) mit genauer Bezeichnung der Flurstücke und der Art der vorgesehenen 
Maßnahme(n);  

- Naturschutzfachliche und -rechtlichen Eignungsprüfung der geplanten Fläche(n) und 
Maßnahme(n) durch die UNB. Dabei wird geprüft, ob die vorgesehenen Flächen in 
naturschutzfachlicher Sicht erheblich oder nachhaltig aufwertungsfähig sind und 
evtl. in Widerspruch zu den Zielen und Grundsätzen der Landschaftsplanung stehen. 
Gleichzeitig wird geprüft ob dem Antrag öffentliches Recht entgegensteht. 

- In diesem Zusammenhang wird darauf verwiesen, dass sich die in Rede stehenden 
Flächen im Außenbereich (baurechtlich) befinden müssen. Die beabsichtigte Maß-
nahme muss zu einer Nutzungsartenänderung führen. Die alleinige Qualitätsverbes-
serung innerhalb einer Nutzungsart genügt den Anforderungen nicht. 

- Über das Ergebnis wird der Antragsteller informiert. 

-  

Schritt 2 – Zustimmungsverfahren (§ 2 SächsÖKoVO) 

Der Antrag auf Zustimmung zu Bevorratung einer Kompensationsmaßnahme muss die nach § 
2 SächsÖKoVO erforderlichen Angaben enthalten: 

a) Namen und Anschrift(en) des Antragstellers (=Maßnahmeträgers), der/ des Grund-
stückseigentümer/s der betroffenen Flächen sowie evtl. Nutzungsberechtigter und 
dinglich Berechtigter; 

b) Lage und Größe der Fläche auf der die Kompensationsmaßnahme durchgeführt wer-
den soll sowie eine kartografische Darstellung der topografischen Landkarte im Maß-
stab 1 : 10.000;  
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c) Auflistung der betroffenen Flurstücke sowie deren Darstellung in einer aktuellen Lie-
genschaftskarte im Maßstab 1:1.000 oder 1:2.000; 

d) Nachweis der Flächenverfügbarkeit, insbesondere durch Vorlage eines aktuellen 
Grundbuchauszuges oder bestehender (langfristiger) Pachtverträge  

e) Eine auf alle Bestandteile des Naturhaushaltes und das Landschaftsbild bezogene Be-
schreibung des derzeitigen Zustands der Fläche sowie der vorgesehenen Kompensati-
onsmaßnahme (Darstellung anhand der „Handlungsempfehlung zur Bewertung und Bi-
lanzierung von Eingriffen im Freistaat Sachsen“ kann beigefügt werden; zumindest 
müssen die Beschreibungen eine entsprechende behördliche Bewertung ermögli-
chen); 

f) Erklärung des Antragstellers zur geplanten Inanspruchnahme von Fördermitteln; eine 
Erklärung des Antragstellers über bestehende rechtliche, insbesondere vertragliche 
Verpflichtungen zur Umsetzung der Maßnahme evtl. notwendige Genehmigungen 
nach anderen Rechtsvorschriften (z.B. wasserrechtlich bei Anlage eines Gewässers, 
Erstaufforstungsgenehmigung für Wald, Entsorgungs- oder Unbedenklichkeitsnachweis 
bei Altlasten etc.); 

g) Einwilligung, dass personenbezogenen Daten im Kompensationsflächenkataster Drit-
ten zugänglich gemacht werden können; 

h) Einwilligung zur grundbuchrechtlichen Sicherung der Kompensationsmaßnahme spä-
testens zum Zeitpunkt der (ersten) Anwendung in einem Eingriffsverfahren. 

Darüber hinaus ist die Bereitschaftserklärung zur grundbuchrechtlichen Sicherung gemäß § 
15 Abs. 4 BNatSchG zum Zeitpunkt der Anrechnung als Kompensationsmaßnahme im Rah-
men der Genehmigung zur Zulassung von Eingriffen in den Naturhaushalt oder das Land-
schaftsbild erforderlich. 
Die untere Naturschutzbehörde kann der [zu bevorratenden] Kompensationsmaßnahme erst 
zustimmen, wenn der Antragsteller alle erforderlichen Angaben vorgelegt hat, die Flächen 
und Maßnahmen entsprechend § 1 SächsÖKoVO geeignet sind und festgestellt wurde, dass 
Belange der Land-, Forst- oder Fischereiwirtschaft nicht entgegenstehen.  

Diese Zustimmung wird kostenpflichtig beschieden. 

 

Schritt 3 – Bewertung (§ 3 SächsÖKoVO) 

Der Träger einer zur Bevorratung vorgesehenen Kompensationsmaßnahme kann jederzeit 
eine Bewertung der Maßnahme bei der unteren Naturschutzbehörde beantragen. Dem An-
trag sind Unterlagen beizufügen, die eine Beurteilung des Ausgangszustands der Fläche 
sowie der bevorrateten Kompensationsmaßnahme erlauben. Bilanzierungsvorschläge auf 
der Basis der „Handlungsempfehlung zur Bewertung und Bilanzierung von Eingriffen im 
Freistaat Sachsen“ können beigefügt werden. Daran ist die Naturschutzbehörde allerdings 
nicht gebunden. Die Bewertung nimmt die Anerkennung und Anrechnung nach § 5 
SächsÖKoVO nicht vorweg.  
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Schritt 4 – Führen des Ökokontos (§ 4 SächsÖKoVO) 

Das Ökokonto wird im Kompensationsflächenkataster geführt. 
Bevorratete Kompensationsmaßnahmen, denen nach § 2 Abs. 2 SächsÖKoVO zugestimmt 
wurde, werden unverzüglich nach Bestandskraft der Zustimmung mit den Angaben nach § 2 
Abs. 1 in das Kompensationsflächenkataster eingetragen. Die Bestandskraft der Zustim-
mung wird nach Ablauf der Einspruchsfrist (1 Monat) oder Erklärung des Rechtsmittelver-
zichtes (sofort) sowie nach endgültiger rechtskräftiger Entscheidung über Widersprüche 
oder Klageerhebung erreicht. 

 

Schritt 5 - Anerkennung und Anrechnung von Ansprüchen (§ 5 SächsÖKoVO) 

Die Anerkennung und Anrechnung des Anspruchs auf Anrechnung als Kompensationsmaß-
nahme erfolgt in der Genehmigung zur Zulassung von Eingriffen in den Naturhaushalt oder 
das Landschaftsbild im Regelfall in Verfahren anderer Behörden. Zum Zwecke der Anrech-
nung ist eine Abschlussbewertung durchzuführen. Der anrechnungsfähige Wert der Maß-
nahme ergibt sich aus der Differenz zwischen der Bewertung der Maßnahme zum Anrech-
nungszeitpunkt und der Ausgangsbewertung der Fläche vor Beginn der Maßnahme. Das 
Ökokonto ist mit Bestandskraft der Genehmigung zur Zulassung von Eingriffen im Umfang 
seiner Anrechnung als Kompensation des Eingriffs zu löschen. 
Eine Maßnahme kann auch ohne Zustimmung nach § 2 Abs. 2 SächsÖKoVO als bevorratete 
Kompensationsmaßnahme anerkannt werden, wenn sie nach dem 4. April 2002 begonnen 
wurde, der Ausgangszustand der Fläche, auf der die Maßnahme durchgeführt wurde, hin-
sichtlich aller Bestandteile des Naturhaushaltes sowie des Landschaftsbildes dokumentiert 
ist, Fläche und Maßnahme nach § 1 SächsÖKoVO geeignet sind und fachliche Belange der 
Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft nicht entgegenstehen. 

 

Hinweise 

Erhalt der Ansprüche auf Anrechnung (§ 6 SächsÖKoVO) 

Der Träger einer bevorrateten Kompensationsmaßnahme kann jederzeit und ohne Angabe 
von Gründen die Löschung seines Anspruchs auf Anrechnung aus dem Kompensationsflä-
chen-kataster  

Anwendung einer Maßnahme des Ökokontos als Kompensationsmaßnahme 
Ein Verursacher eines Eingriffes in den Naturhaushalt oder das Landschaftsbild kann zur 
Eingriffskompensation Maßnahmen des Ökokontos benutzen, sofern dies von der UNB hin-
sichtlich der Kompensation bestimmter beeinträchtigter Funktionen des Naturhaushaltes 
bestätigt werden kann. In diesem Zusammenhang ist der funktionale Zusammenhang zwi-
schen Eingriff und Kompensation in Art und Ausmaß zu wahren (vgl. § 15 Abs. 2 Satz 2 und 
3 BNatSchG). Eine bloße Punkteverrechnung ist danach unzulässig. So ist es nicht möglich, 
den Verlust z.B. eines Feuchtbiotopes im Rahmen eines Eingriffes durch einen als Ökokon-
tomaßnahme hergestellten Trockenrasen mittels Punkteverrechnung kompensieren zu wol-
len.  
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Fachliche Bewertungsgrundlage für die Eingriffsbewertung und den Umfang der erforderli-
chen Kompensation ist wiederum die o.g. Handlungsempfehlung. 
Der aktuelle Entwicklungszustand der Ökokontomaßnahme wird bewertet. Dabei ist zu be-
rücksichtigen, dass der mittels des Planungswertes nach Handlungsempfehlung ermittelte 
Wert den maximal erreichbaren Ökopunktwert (i.d.R. nach frühestens 25 Jahren) ergibt.  
Im Falle der Anrechnung einer Ökokontomaßnahme wird diese ganz oder anteilig aus dem 
Ökokonto ausgebucht (gelöscht) und dem Eingriffsverursacher in diesem Anteil als Kompen-
sationsmaßnahme angerechnet (öffentlich-rechtliche Regelung).  
Privatrechtlich erwirbt der Eingriffsverursacher (bei Dritten) die Maßnahme vom Träger der 
Ökokontomaßnahme. Dies ist kein behördlicher Prüfgegenstand. 
 
Sicherung der Kompensationsmaßnahmen 
Die Rechtsprechung fordert, dass sie einer dinglichen Sicherung, durch Eintragung einer 
Dienstbarkeit, bedürfen (OVG Münster, Urteil vom 28.06.2007 - Az.7D 59/06.NE,).  
Aufgrund ihrer Freiwilligkeit bedürfen (vgl. § 6 SächsÖKoVO) Ökokonto-Maßnahmen erst mit 
der Anerkennung als Kompensationsmaßnahme für einen konkreten Eingriff der dauerhaf-
ten Sicherung bedürfen. 

 


